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Kostenlose Sondernutzung für gastronomische Betriebe 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.18.1688 - 

 

Berichterstatter/-in:  

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, 

 

1. gastronomische Betrieben auf Antrag und überall dort, wo es möglich ist, 

eine Sondernutzungserlaubnis für Außengastronomie auf öffentlichen 

Flächen kurzfristig zu erteilen. 

 

2. Die Sondernutzung dieser öffentlichen Flächen durch gastronomische 

Betriebe soll kostenfrei erteilt werden. 

 

3. Die Sondernutzungs- und Sondernutzungsgebührensatzung ist mit dem 

Ziel zu ändern, die kostenlose Sondernutzung für die gastronomischen 

Betriebe zu ermöglichen. 

 

4. Die Änderungen in 1. Bis 3. sollen zunächst bis zum 15. Oktober 2020 

befristet sein. 

 

Aufgrund der Beschlussfassung der Vorlage des Magistrats betr. Erlass der 

Sondernutzungsgebühren für öffentliche Flächen in Kassel für den Zeitraum vom 

1. März 2020 bis 31. Oktober 2020 unter Tagesordnungspunkt 1 zieht 

Stadtverordneter Dr. von Rüden, CDU-Fraktion, den Antrag für die Antrag 

stellende Fraktion zurück. 

 

 

 Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, 

 



 

Beschluss der 48. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen vom 19. August 2020 

 

2 von 2 1. gastronomische Betrieben auf Antrag und überall dort, wo es möglich ist, 

eine Sondernutzungserlaubnis für Außengastronomie auf öffentlichen 

Flächen kurzfristig zu erteilen. Bei der Erteilung der Nutzungserlaubnis 

sollen Flächen, die bisher für den ruhenden oder fließenden PKW-Verkehr 

genutzt werden, Vorrang haben vor Flächen für den Rad- und Fußverkehr. 

 

2. Die Sondernutzung dieser öffentlichen Flächen durch gastronomische 

Betriebe soll kostenfrei erteilt werden. 

 

3. Die Sondernutzungs- und Sondernutzungsgebührensatzung ist mit dem 

Ziel zu ändern, die kostenlose Sondernutzung für die gastronomischen 

Betriebe zu ermöglichen. 

 

4. Die Änderungen in 1. Bis 3. sollen zunächst bis zum 15. Oktober 2020 

befristet sein. 

 

Nachdem der Ursprungsantrag der CDU-Fraktion zurückgezogen wurde, ist der 

Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne obsolet.  

 

 

 

 

 

Volker Zeidler Niklas Kraft 

Vorsitzender  Schriftführer 


